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Vorwort 

Wer seinen Lebensmittelpunkt in Deutschland vom Westen in den Osten 
verlegt, stellt einen deutlichen Unterschied im Grad der gesellschaftlichen 
Verankerung von Religion fest. Diese Einsicht gab den Anlass zu einer in-
tensiveren Beschäftigung mit der Religionsfreiheit und ihrer institutionel-
len Ausprägung, dem Staatskirchenrecht. Ein weiterer Anreiz zu diesem 
Vorhaben ergab sich aus den Kontakten zur Evangelisch-Theologischen 
Fakultät der Universität Greifswald und zur Pommerschen Evangelischen 
Kirche, die sich zunächst aus Aufgaben in der akademischen Selbstverwal-
tung ergaben, die aber bald auch die fachliche Ebene erreichten. Dabei 
konnte ich anknüpfen an Verbindungen, die mein früherer Fakultätskol-
lege, Herr Stefan Korioth, vor seinem Wechsel nach München zur Theolo-
gischen Fakultät und zur Kirche hergestellt hatte. 

Für die Erledigung zahlreicher Schreibarbeiten sowie für sonstige viel-
fältige Unterstützung danke ich meiner Sekretärin, Frau Annelie Schulz. 
Dem Verlag Mohr Siebeck gilt mein Dank für die bereitwil l ige Aufnahme 
dieser Schrift in die Reihe » Jus Publicum«. Meine Familie hat mir nicht nur 
vielfältige Einblicke in die gesellschaftliche Wirkl ichkeit jenseits der Uni -
versität verschafft, sondern auch die Lebensfreude, die für die Vollendung 
eines Buchprojektes notwendig ist. 

Greifswald, im Apri l 2002 Claus Dieter Classen 
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Einführung 

I. Das Problem 

In der Frühzeit der Bundesrepublik Deutschland war die religiöse Land-
schaft übersichtlich strukturiert. Der weit überwiegende Teil der Bevölke-
rung gehörte einer der beiden großen christlichen Kirchen an. Andere Re-
ligionen waren in Zahl und Größe überschaubar. Dementsprechend konn-
te sich die Dogmatik von Religionsfreiheit und Staatskirchenrecht in 
einem klar konturierten Rahmen entwickeln. Breitenwirkung entfaltete 
die Religionsfreiheit nur mit Blick auf die großen christlichen Kirchen; 
Angehörige anderer Religionsgemeinschaften kamen allenfalls in indivi-
duellen Sondersituationen mit dem Recht in Konflikt. So musste sich denn 
die Dogmatik der individuellen Religionsfreiheit primär hinsichtlich der 
Angehörigen der christlichen Kirchen bewähren. Noch stärker galt dies 
für deren institutionelle Seite, die schon begrifflich durch die Bezeichnung 
»Staatskirchenrecht« ausdrücklich an christliche Tradition anknüpft1. 

Seit einiger Zeit ist diese Situation im Wandel begriffen. Zwei Tendenzen 
sind zu nennen. Zum einen wächst die religiöse Vielfalt (nicht nur) in 
Deutschland. Immer weniger Menschen fühlen sich von den christlichen 
Kirchen angesprochen, von den Antworten überzeugt, die diese auf die 
Frage nach dem Sinn des Lebens geben. Stattdessen werden bei der Suche 
nach dem seelischen Heil zunehmend andere Quellen in Anspruch genom-
men2. Einen weiteren wichtigen Faktor bei der »religiösen Diversifizie-
rung« der Bundesrepublik bildet die anhaltende Zuwanderung aus dem 
Ausland: Immer mehr Menschen bringen in kontinuierlich steigendem 
Maße fremde religiöse Lehren mit sich. Insbesondere der Islam ist hier zu 

1 Zur Diskussion um diesen Begriff siehe etwa Hollerbach, HStR VI, § 138 Rn. 1 ff.; 
Herne, in: Haratsch u.a., Religion, S. 9 ff. 

2 Isensee, FS Listl, S.67 (84); Muckel, ebd., S. 239; Huber, Staatskirchenrecht, S. 126. 
Siehe auch (mit Blick auf Frankreich) Dorsner-Dolivet, D. 2002, 1086, für Europa insge-
samt Rémond, Religion, S. 281 ff. 
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nennen3. Diese fremden Religionen stehen nicht nur in ihren inhaltlichen 
Lehren den abendländischen Traditionen distanziert gegenüber. Auch in 
Äußerlichkeiten wird eine starke ausländische Prägung deutlich - sei es 
beim »Islam, der sich an die abendländischen Zuordnungsprinzipien nicht 
bequemen will«4, sei es bei der Scientology church, die mit ihrem ökono-
mischen Gepräge ihre US-amerikanische Herkunft nicht verleugnen 
kann5. Eine praktische Folge dieses steigenden Einflusses fremder Religio-
nen ist etwa die Tatsache, dass immer häufiger Personen vor Gericht auf-
treten, die unter Berufung auf die Religionsfreiheit Befreiung von staat-
lichen Zwängen erwirken wollen6. So hat sich der Gesetzgeber jüngst ver-
anlasst gesehen, das »Religionsprivileg« des § 2 Abs. 2 Nr. 3 VereinsG zu 
streichen, das Religionsgemeinschaften aus dem Anwendungsbereich die-
ses Gesetzes ausklammerte - und dies, obwohl diese Ausnahme nach zum 
Teil in der Literatur vorgetragener Auffassung durch Art. 140 G G i.V.m. 
Art. 137 WRV geboten war7. Dementsprechend ist die Religionsfreiheit 
heute weniger von Bedeutung in ihrer Funktion als Schutz vor Normen, 
die speziell die Religion beschränken sollen. Vielmehr betreffen die meis-
ten Konflikte Gesetze, die als solchen keinen besonderen Bezug zur Reli-
gionsfreiheit aufweisen, sondern Bestandteil der »allgemeinen Rechtsord-
nung« sind. 

Zum anderen hat die deutsche Einheit dazu geführt, dass in einem nicht 
unerheblichen Teil Deutschland ganz generell das Phänomen »Religion« 
im Allgemeinen, die christlichen Traditionen im Besonderen aus dem Be-
wusstsein der Allgemeinheit herausgerückt sind. So dürfte die gesellschaft-
liche Verankerung der christlichen Kirchen in einigen Teilen Deutschlands 
mittlerweile hinter der Bedeutung des Islam in anderen zurückstehen. Die-
se Entwicklung hat zwar als maßgebliche Ursache die kirchenfeindliche 
Politik der SED-Diktatur und ist von daher zu verurteilen. Dies ändert je-
doch nichts an der heute bestehenden Situation als solcher. Sie nimmt im 

3 Aufschlussreiche Zahlen geben Rohe, RabelsZ 64 (2000), 256 (257 f.); Hillgruber, J Z 
1999, 538 (539); Lemmen, Muslime, S. 36, 40 f. (mit Hinweis auf die Schwierigkeiten statis-
tischer Erfassung). 

4 So v. Campenhausen, Staatskirchenrecht, S. 92. 
5 Dazu V G Berlin, N J W 1989, 2559 (2560). 
6 Schock, FS Hollerbach, S. 149 (150); Trute, Jura 1996, 462 mit zahlreichen Nachwei-

sen in Fn. 1; Lemmen, Muslime, S. 230; vgl. ferner Kästner, Just izhoheit , S. 8. 
7 So Hesse, H S t K i R I, S. 521 (523); v. Campenhausen, Staatskirchenrecht, S. 145; vgl. 

auch Morlok/Heinig, N V w Z 1999, 697 (704). 
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Übrigen möglicherweise vorweg, was im Westen Deutschlands - wie auch 
sonst in Europa - mittelfristig zu erwarten ist8. 

Die Folgen dieser Entwicklungen sind nicht nur quantitativer Natur. So 
konnte man in der Vergangenheit davon ausgehen, dass ein grundlegender 
Unterschied zwischen den großen christlichen Kirchen einerseits und den 
anderen, kleineren Religionsgemeinschaften andererseits darin bestand, 
dass letztere vom Staat im Grundsatz nur Schutz für den Freiraum erwar-
teten, den sie zur Wahrung ihrer Spezifizität benötigten. Einen Anspruch 
auf Platz im öffentlichen Leben, wie sie erstere als Repräsentanten der 
überwält igenden Mehrheit der Bevölkerung zu Recht erhoben, konnten 
und wollten sie gar nicht geltend machen9. Heute können die Kirchen die-
sen Anspruch nicht mehr uneingeschränkt erheben, und in ihren Reihen 
gibt es etliche Stimmen, die dies auch gar nicht wollen. Andere Rel igionen 
wiederum, die von ihrer Akzeptanz in der Bevölkerung her einen solchen 
Anspruch geltend machen könnten, sind nicht in vergleichbarer Weise zur 
Integration in das Gemeinwesen wil l ig und fähig. Ein Beispiel, an dem sich 
dies besonders gut zeigen lässt, stellt die Schule dar. So formuliert das 
BVerfG noch im Jahre 1979, dass christliche Bezüge im Unterricht nicht 
schlechthin verboten sind, »mag auch eine Minderheit der Erziehungsbe-
rechtigten keine religiöse Erziehung wünschen.«1 0 Was aber, wenn - wie in 
Teilen Deutschlands bereits der Fall11 - die Mehrheit dies nicht mehr wi l l? 

II. Fragestellung 

1. Religionsfreiheit und allgemeine Grundrechtsdogmatik 

Diese Entwicklungen sollen zum Anlass genommen werden, das etablierte 
Verständnis der Religionsfreiheit nach Art. 4 GG und der Garantie der re-
ligiösen Selbstverwaltung, die insbesondere in Art. 137 Abs. 3 WRV i.V.m. 
Art. 140 GG verankert ist, in der Form, in der sich beide in der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgericht und in der Literatur entwickelt ha-
ben, auf den Prüfstand zu stellen. Die bisher entwickelte Dogmatik zeigt 
sich nämlich nicht in jeder Weise gerüstet, die Herausforderungen zu be-

8 Zur E n t w i c k l u n g in Europa insgesamt siehe Rémond, Re l i g i on , S. 261 ff. 
9 D a z u Heckel, GS IV, S. 1049 f. 

10 BVer fGE 52, 223 (237) . 
11 Langenfeld, In tegra t ion , S. 335. 
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wältigen, die mit den dargestellten Veränderungsprozessen einhergehen. 
So eröffnet das im Grundsatz sehr weitgehende Verständnis von der 
Reichweite der Religionsfreiheit ganz erhebliche Spielräume für religiös 
motiviertes Handeln. Wegen der aus heutiger Sicht früher bestehenden 
weitgehenden religiösen Homogenität der Bevölkerung entstand hieraus 
lange Zeit kaum ein größeres Problem. Heute ist die Lage anders. Die Fol-
ge ist, dass es vielfach ausgesprochen schwer fällt, klar abzugrenzen, wel-
che Verhaltensweisen noch von der Religionsfreiheit gedeckt werden; 
Art. 4 und 140 G G drohen, allgemeine Freiheitsrechte mit religiösem 
Deckmantel zu werden. 

Weiterhin zeigt sich, dass in bestimmten Situationen das Verständnis der 
Religionsfreiheit nur vermeintlich großzügig ist. Tatsächlich aber ist es in 
seinen realen Strukturen eben doch stark von christlichen Vorverständnis-
sen geprägt. Dies wird etwa deutlich, wenn es um Rechte der Religionsge-
meinschaften geht, hinter denen ja regelmäßig auch Gläubige stehen. Das 
Problem des islamischen Religionsunterrichts steht allen vor Augen. Und 
was wäre, wenn islamische Organisationen die Freiräume beanspruchten, 
die den Kirchen seit langem zugebilligt werden, etwa mit Blick auf die Ge-
richtsbarkeit und die Betriebsverfassung? Die Kirchen haben hier Äquiva-
lente geschaffen, aber ohne dass dies immer (ausdrücklich) vom staatlichen 
Recht gefordert wird. Kann man also dennoch auch anderen Religionsge-
meinschaften diese Freiräume zubilligen? 

Das Gebot, Pluralität rechtlich angemessen zu bewältigen und zugleich 
den Schutzbereich eines Grundrechts klar definieren zu können, ist nun 
von anderen Grundrechten her durchaus vertraut. Bei der Meinungs-, der 
Wissenschafts- und der Kunstfreiheit etwa gibt es insoweit einen reichen 
Erfahrungsschatz. Dieser soll in der vorliegenden Arbeit für die Religions-
freiheit fruchtbar gemacht werden. Insgesamt geht es also darum, die Reli-
gionsfreiheit in der Grundrechtsordnung systematisch überzeugend zu 
verorten. Hinsichtlich des Schutzbereiches gilt es einerseits, klare Krite-
rien für die Abgrenzung im Verhältnis zu den anderen Grundrechten zu 
finden. Andererseits müssen diese auch im Verhältnis zur allgemeinen 
Grundrechtsdogmatik konsistent sein. Mit Blick auf den Inhalt dieser 
Freiheit sollen Gemeinsamkeiten und Unterschiede im Verhältnis der Reli-
gionsfreiheit und den anderen Grundrechten, insbesondere der geistigen 
Freiheiten, herausgearbeitet und die bei anderen Grundrechten gefunde-
nen Lösungen auf ihre Anwendbarkeit auf die Religionsfreiheit untersucht 
werden. Bei diesen Gedanken geht es nicht darum, die Unterschiede zwi-
schen den verschiedenen Freiheitsrechten einzuebnen. Vielmehr soll klar-
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gestellt werden, was durch den Unterschied im Tatbestand spezifisch ge-
rechtfertigt ist. Unterschiede im Verständnis zwischen der religiösen Ver-
einigungsfreiheit und dem Selbstverwaltungsrecht der Religionsgemein-
schaften im Vergleich zur Vereinigungsfreiheit nach Art. 9 G G etwa sollten 
zwingend und in vollem Umfang durch Besonderheiten des Phänomens 
»Religion« gerechtfertigt werden. Hinter dieser Fragestellung steht die 
Leitvorstellung, dass Dogmatik vor allem dann zur Rationalität des juristi-
schen Diskurses beizutragen vermag, wenn sie kleinteilige Denkansätze 
überwindet, indem sie großflächige Erklärungsmuster anbietet. 

2. Z u m Verständnis der s taatskirchl ichen G a r a n t i e n 
der A r t . 136 ff. W R V 

Der vorstehend entwickelte Gedanke einer Uberprüfung der zu Art. 4 G G 
entwickelten Interpretationsgrundsätze am Maßstab der allgemeinen 
Grundrechtsdogmatik mag nun noch naheliegen, soweit es um die indivi-
duelle Religionsfreiheit geht. Schwerer ist seine Uberzeugungskraft zu be-
gründen, soweit es um die institutionellen Beziehungen zwischen Staat 
und Religionsgemeinschaften geht. Insoweit hält nämlich das Grundgesetz 
in Art. 140 in Verbindung mit den dort genannten Bestimmungen der Wei-
marer Reichsverfassung einen eigenständigen Normenkomplex bereit, den 
es in dieser Form für die anderen Grundrechte nicht gibt. Zwei Überlegun-
gen lassen es jedoch sinnvoll erscheinen, den dargestellten Ansatz auch 
hier zu verfolgen. In ständiger Rechtsprechung geht das BVerfG davon 
aus, dass Art. 4 G G in gewisser Weise die zentrale N o r m für alle Reli-
gionsfragen darstellt. Dementsprechend hat es schon früh betont, dass 
Art. 136 ff. W R V mit ihrer Übernahme in das Grundgesetz nunmehr mit 
diesem eine Einheit bildeten. Sie sind also nicht primär im Lichte der ur-
sprünglichen Entstehungsgeschichte und der damals verfolgten Zielset-
zung der (endgültigen) Ablösung des (evangelischen) Staatskirchentums 
bzw. des landesherrlichen Kirchenregiments1 2 zu sehen, sondern im Lichte 
der grundgesetzlichen Wertordnung1 3 . Erst jüngst betonte das Gericht, 
dass Art. 4 G G maßgeblich das Wirken und den Status von Religionsge-

12 Zur historischen Entwicklung siehe v. Campenhausen, Staatskirchenrecht, S. 33 ff., 
38 ff. 

13 BVerfGE 19, 216 (218); 53, 366 (400); Renck, BayVBl. 1999, 70 (73); Hesse, HStKiR 
I, S. 521 (530). 
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meinschaften prägt14 , dass »die Gewährleistungen der Weimarer Kirchen-
artikel . . . funktional auf die Inanspruchnahme und Verwirkl ichung des 
Grundrechts der Religionsfreiheit angelegt« sind15. Beispiele sind die fak-
tische Verdrängung der in Art. 136 Abs. 1 WRV enthaltenen und über 
Art. 140 GG übernommenen Schrankenregelungen für die Religionsfrei-
heit durch Art. 4 GG1 6 oder auch die Möglichkeit , unter Berufung auf 
Art. 4 GG Verfassungsbeschwerden zu erheben, in denen es in der Sache 
jedoch um die ausdrücklich in Art. 137 Abs. 2 WRV garantierte religiöse 
Vereinigungsfreiheit17 , das in Abs. 3 verankerte Selbstverwaltungsrecht18 , 
die Kirchengutsgarantie des Art. 138 Abs. 2 WRV1 9 , ja sogar den Zugang 

zum öffentlich-rechtlichen Körperschaftsstatus nach Art. 137 Abs. 5 WRV 
20 

ging20 . 
Besonders auffällig ist dabei, dass das Verhältnis von Art. 4 GG zu den 

über Art. 140 GG rezipierten Weimarer Normen in der Regel nicht näher 
erörtert wird. Nachdem (im Zusammenhang mit dem Kirchensteuerrecht) 
in frühen Entscheidungen des BVerfG die heute noch geltenden staats-
kirchenrechtlichen Normen über Art. 2 Abs. 1 GG subjektivrechtlich be-
wehrt wurden2 1 , zieht das Gericht seit Jahren im Rahmen der Prüfung der 
Zulässigkeit einer Verfassungsbeschwerde allein Art. 4 GG heran. Bei der 
Erörterung der Begründetheit wurde dann vielfach auf die aus der Weima-
rer Zeit übernommenen Normen als »nächstl iegendem Maßstab« rekur-
riert22 ; nur im Kirchensteuerrecht bildet Art. 4 auch den Maßstab für die 
materielle Prüfung2 3 . In der Literatur ist diese »grundrechtsorientierte 
Auslegung« der in Art. 140 GG erwähnten Artikel ebenfalls weitgehend 
anerkannt24 und nur in Einzelheiten umstritten. Teilweise wird Art. 4 GG 

14 BVerfGE 102,370(395). 
15 Ebd., S. 387. 
16 BVerfGE 33, 23 (30 f.). 
17 BVerfGE 83, 341 (354 ff.). 
18 BVerfGE 42, 330 (322); 46, 73 (85); 53, 366 (391); 70, 138 (162). 
19 BVerfGE 99, 100 (119 f.). 
20 BVerfGE 102, 370 (387, 393). 
21 BVerfGE 19, 226 (237); 19, 242 (247); 19, 268 (273). 
22 Vgl. BVerfGE 42, 330 (326); 53, 366 (390); 57, 220 (241); 70, 138 (162). 
23 BVerfGE 44, 37 (49); 44, 59 (66); 55, 32 (36). 
24 Siehe dazu etwa Badura, HStKiR I, S. 211 (222); Hesse, ebd., S. 521 (526); Starck und 

Oeter, DB, in: Grote/Marauhn, Religionsfreiheit, S. 589 bzw. 590; Heckel, GS IV, S. 648; 
Walter, in: Grote/Marauhn, Religionsfreiheit, S.215 (236); Oellers-Frahm, ebd., S. 471 
(494); Korioth, GS Jeand'Heur, S. 221 (231); Hollerbach, HStR VI, § 138 Rn. 108; ferner die 
Nachweise in den beiden nachf. Fn. 
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als grundrechtliches Fundament der Art. 136 ff. WRV gesehen25 . Teilweise 
wird zwar betont, dass die Weimarer Artikel über die Religionsfreiheit 
hinausgehen, diese ergänzen, doch wird zugleich auch der (materielle) 
grundrechtliche Charakter der Norm betont26. 

Kritik an diesem Grundverständnis der Weimarer Kirchenartikel wird 
allerdings zum einen mit dem Argument geübt, dass allein Art. 4 GG im 
Wege einer Verfassungsbeschwerde gerügt werden könne27 . Zum anderen 
vermittele etwa das Recht nach Art. 137 Abs. 3 WRV ein weitreichendes 
Bestimmungsrecht auch über Dritte28, was mit einem grundrechtlichen 
Charakter nicht zu vereinbaren sei. Schließlich sei der öffentlich-rechtliche 
Körperschaftsstatus nach Art. 137 Abs. 5 WRV allein durch die Anerken-
nung der öffentlichen Bedeutsamkeit der Kirchen bedingt und könne des-
wegen nicht im Wege einer Verfassungsbeschwerde eingefordert werden29 . 
Diese Argumente überzeugen jedoch nicht. Dem verfassungsprozessualen 
Vorbringen ist entgegenzuhalten, dass das Vorgehen des BVerfG im Um-
gang mit den Weimarer Kirchenartikeln der allgemein vom Gericht prakti-
zierten Linie entspricht, im Rahmen der Begründetheitsprüfung einer Ver-
fassungsbeschwerde das gesamte Grundgesetz als Maßstab heranzuzie-
hen30. Uber die Sinnhaftigkeit dieses Ansatzes kann man zweifel los 
streiten. Seine Legit imation findet dieser Gedanke in der Annahme des 
BVerfG31 , dass es sich bei der Verfassungsbeschwerde (auch) um ein »spe-
zifisches Rechtsschutzmittel des objektiven Verfassungsrechts« handelt32 . 
Jedenfalls betrifft dies eine Grundsatzdiskussion des Verfassungsprozess-
rechts, und es macht keinen Sinn, mit Blick auf Art. 140 GG spezifische 
Antworten zu suchen, wie die zitierten Kritiker des BVerfG meinen. Das 
zweite Argument verkennt, dass anderenfalls auch zahlreiche Rechtsposi-
tionen, die Art. 14 GG zugeordnet sind, und ferner das Weisungsrecht des 

25 So Dreier/Morlok, GG, III, Art. 140 Rn. 32; Listl, HStKiR I, S. 439 (445, 447). 
26 v. Campenbausen, DB, in: Grote/Marauhn, Religionsfreiheit, S. 588; siehe auch 

ders., in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, III, Art. 137 WRV Rn. 25 ff.; Muckel, Freiheit, 
S. 182. 

27 Wieland, Der Staat 26 (1986), 321 (324 ff.); Hillgruber, NVwZ 2001, 1347 (1349); vgl. 
auch V. Mangoldt/Klein/Starcfe, GG, I, Art. 2 Rn. 61. 

28 Wieland, Der Staat 26 (1986), 321 (347 f.); vgl. auch Pirson, FS Maurer, S. 409 (411). 
29 Hillgruber, NVwZ 2001, 1347; ausführlich ders., in: Grabenwarter/Lüdecke, Stand-

punkte, S. 79 ff.; Muckel, Jura 2001, 456; ähnlich auch Ress, DB, in: Grote/Marauhn, Reli-
gionsfreiheit, S. 585 f.; BVerwG, N J W 1997, 2396 (2398). 

30 Kästner, Justizhoheit, S. 56 f. 
31 Allgemein dazu BVerfGE 33, 247 (259); 79, 365 (367); 98, 218 (243). 
32 Dazu v. M a n g o l d t / K l e i n / S t a r c k / G G , III, Art. 93 Rn. 195. 
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Arbeitgebers, das durch Art. 12 G G geschützt ist, keinen grundrechtlichen 
Schutz genießen würden. Ferner ließe sich ein stärker institutionell ausge-
prägtes Verständnis von Art. 140 G G auch in dem Sinne verstehen, dass es 
hier um die Beziehungen des Staates zu ihm gleichgeordneten Organisatio-
nen geht. Genau dies aber soll ja vermieden werden. Die klare Unterwer-
fung gerade auch der traditionell etablierten, bereits von Verfassungs we-
gen als öffentlich-rechtlich qualifizierten Kirchen unter die staatliche sou-
veräne Hoheitsgewalt ist bei einem grundrechtsorientierten Verständnis 
am besten gewährleistet. 

Dem dritten der genannten Argumente ist zuzugestehen, dass die öf-
fentliche Bedeutsamkeit religiösen Wirkens in der Tat in der historischen 
Entwicklung für die Schaffung des Körperschaftsstatuts maßgeblich war3 3 

und heute noch gerade auch vom BVerfG als Legitimation für den öffent-
lich-rechtlichen Körperschaftsstatus von Religionsgemeinschaften gese-
hen wird3 4 . In der Literatur wird zu Recht ergänzend darauf hingewiesen, 
dass dieser Status mit Blick auf die traditionellen christlichen Kirchen kon-
zipiert wurde3 5 . Dies zeigt sich schon im Text mit seiner Unterscheidung 
von geborenen und gekorenen Körperschaften (vgl. Art. 137 Abs. 5 S. 1 
und S. 2 WRV). Als Kritik an einem grundrechtsorientierten Verständnis 
der Weimar Artikel würde das dargestellte Argument jedoch nur überzeu-
gen, wenn es auch vom Gehalt der N o r m tatsächlich getragen würde. Dem 
Text kann man jedoch eine solche Annahme nicht einmal im Ansatz ent-
nehmen3 6 . In der Sache ist dem entgegenzuhalten, dass auf der Grundlage 
einer bewusst offen formulierten Bestimmung auch etliche kleine Reli-
gionsgemeinschaften diesen Status erlangt haben, die kaum eine entspre-
chende Bedeutung besitzen. 

Aus diesem und aus anderen Gründen, insbesondere wegen des in 
Art. 137 Abs. 1 W R V enthaltenen Verbots der Staatskirche, überzeugt auch 
die Annahme nicht, dass das institutionelle Staatskirchenrecht die »volks-
kirchliche Struktur und Funktion« der großen Kirchen »erhalten« sollte37. 
Die staatstragende Funktion, die man von der Religion insoweit dann eben-
falls erwarten müsste, hätte im Übrigen die katholische Kirche vor dem 

33 Dazu die Darstellung bei Hillgruber, DVB1. 1999, 1155 (1170). 
34 BVerfGE 18, 385 (387); 66, 1 (20); ebenso BVerwGE 66, 241 (242). 
35 Isensee, FS Listl, S. 67 (85); v. Campenhausen, HStKiR I, S. 47 (76). 
36 Pirson, FS Maurer, S. 409 (420). 
37 So aber v. Campenhausen, HStKiR I, S. 47 (76); zu Recht kritisch Renck, BayVBl. 

1999, 70 (75). 
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2. Vatikanischen Konzil 1964 kaum erfüllen können38 . So führt das BVerfG 
denn auch in seinem jüngsten Beschluss an, dass bei der Entscheidung über 
Verleihung dieses Status keine Umstände in die Beurteilung einfließen dür-
fen, »deren Bewertung dem religiös-weltanschaulichen Staat verwehrt 
ist.«39 . Bemerkenswert, um nicht zu sagen verräterisch, ist schließlich die 
Tatsache, dass das BVerfG von der besonderen Rolle der »Kirchen«4 0 

spricht, obwohl dieser Begriff auf christliche Religionsgemeinschaften be-
schränkt und damit im vorliegenden Zusammenhang verfehlt ist. 

Das zweite Argument, das es gerechtfertigt erscheinen lässt, die staats-
kirchenrechtlichen Normen im Spiegel der allgemeinen Grundrechtsdog-
matik zu betrachten, ergibt sich aus dieser selbst. Waren die Grundrechte 
nämlich zunächst allein als materielle Abwehrrechte gegen den Staat ge-
dacht, ist nunmehr zu beachten, dass aus ihnen seit den siebziger Jahren in 
erheblichem Umfang auch organisationsrechtliche Gehalte abgeleitet wer-
den41 . So ist etwa die Rechtsprechung des BVerfG zur Wissenschaftsfrei-
heit bis heute sogar maßgeblich von organisationsrechtlichen Fragen ge-
prägt42 . Damit wird vieles, was die Art. 136 ff. WRV in Ergänzung zu 
Art. 4 GG ausdrücklich garantieren, bei anderen Grundrechten auf inter-
pretatorischem Wege gewonnen. Der Annahme einer grundsätzlichen an-
deren Bedeutung der Weimarer Kirchenartikel als der der Grundrechte, 
wie sie im Zuge der Entwicklung der Grundrechtsdogmatik heute verstan-
den werden, ist damit der Boden entzogen. 

3. V e r k e n n u n g de r Spez i f i z i t ä t von R e l i g i o n ? 

Dem hier zugrunde gelegten Ansatz einer Einbettung des Staatskirchen-
rechts in allgemeine grundrechtsdogmatische Zusammenhänge ließe sich 
vielleicht entgegenhalten, dass damit die Spezifizität von Religion und von 
Religionsgemeinschaften in Frage gestellt, letztere grundsätzlich privaten 

38 Vgl. d azu Frowein, in: Gro te/Marauhn , Re l i g ions f re ihe i t , S. 73 (74 f.); a l l geme in auch 
Huster, Neura l i t ä t , S. 215. 

39 BVer fGE 1 0 2 , 3 7 0 ( 3 8 5 ) . 
4 0 N a c h w e i s in Fn. 34. 
4 1 D a z u a l l geme in Denninger, H S t R V, § 113; Stern, S taa tsrecht ll\/\, S. 953 ff. ; zu den 

Para l l e l en zu den übe r Ar t . 140 G G rez ip ie r ten N o r m e n Isensee, FS L is t l , S. 67 (79) . 
42 BVer fGE 35, 79 (116) ; 43, 242 (267 ff.); 47, 327 (386 ff.); 54, 363 (380 ff.) ; 55, 37 

(58 ff.); 5 6 , 1 9 2 (208 ff.); 57, 70 (94 ff.) ; 6 1 , 2 1 0 (237 ff.); 85, 360 (381 ff.) ; 8 8 , 1 2 9 (139 ff.) ; 93, 
85 (94 ff.); 94, 268 (286) . Zu den mater i e l l en Schranken der Wis senscha f t s f r e ihe i t f i n d e n 
s ich d e m g e g e n ü b e r A u s f ü h r u n g e n nu r in BVerfGE 47, 327 (366 ff . ) . 
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Vereinen gleichgestellt werden könnten43 . Zugleich besteht die Sorge, dass 
die Perspektive der allgemeinen Grundrechtsdogmatik mit Blick auf Art. 4 
und 140 GG Anlass sein könnte, das bestehende, zum Teil recht enge Ver-
hältnis zwischen Staat und christlichen Kirchen grundsätzlich in Frage zu 
stellen und im Sinne einer radikalen Trennung von Staat und Kirche einer-
seits, einer Verdrängung aller religiöser Elemente aus dem öffentlichen Le-
ben andererseits umzugestalten, für die sich das Grundgesetz - in bewuss-
tem Gegensatz zu den französischen Entwicklungen - gerade nicht ent-
schieden hat44. Diese Sorge wird dadurch genährt, dass es durchaus 
Stimmen in der Literatur gibt, die für solche Versuche stehen45. Dem ist ei-
nerseits entgegenzuhalten, dass vorliegend die besondere Rolle der Reli-
gion nicht in Frage gestellt, sondern wie erwähnt vielmehr herausgearbei-
tet werden soll. Allerdings kann es andererseits eine völlige Scheidung des 
Regimes normaler privater Vereine einerseits, Religionsgemeinschaften 
andererseits schon deswegen nicht geben, weil Art. 137 Abs. 4 WRV ja auf 
das Vereinsrecht des BGB Bezug nimmt und Art. 137 Abs. 3 WRV für öf-
fentlich-rechtlich wie privatrechtlich organisierte Religionsgemeinschaf-
ten gilt. Der deutsche Gesetzgeber hat durch die bereits erwähnte Strei-
chung des »Religionsprivi legs« im Vereinsrecht die aus seiner Sicht beste-
hende rechtliche »Normal i tät« der Religionsgemeinschaften noch einmal 
deutlich unterstrichen. 

Vor allem aber ist die Sorge unbegründet, dass die hier zugrunde gelegte 
Annahme zu einer grundsätzlich anderen Bewertung des Verhältnisses von 
Staat und Kirche führt. Die allgemein anerkannte These, dass die in 
Art. 137 Abs. 1 WRV enthaltene Aussage, wonach keine Staatskirche be-
steht, nicht als Verbot jeglicher Beziehungen zwischen Staat und Kirche 
angesehen werden kann, dass sich der Staat vielmehr schützend und för-
dernd um die Belange von Rel igion und Kirche kümmern darf46 , weist 
auch und gerade mit Blick auf institutionelle Fragestellungen interessante 
Parallelen zu dem auf, was mit Blick auf andere geistige Freiheitsrechte, 
wenn auch im Wesentlichen erst seit den 70er Jahren, durchaus anerkannt 
ist. Dies gilt insbesondere für die Garantien, die in Art. 136 ff. WRV aus-

43 Badura, HStKiR I, S .211 (241); Hesse, ebd., I, S .521 (522); Kästner, Just izhoheit , 
S. 140 ff. 

44 BVerfGE 42, 312 (330 f.); v. Campenhausen, HStKiR I, S. 47 (58). 
45 Siehe etwa Renck, BayVBl . 1999, 70 (73 f.). 
46 Heckel, GS IV, S.710, 734 ff.; Jestaedt, J R P 1995, 237 (244); Jeand'Heur/Konoth, 

Staatskirchenrecht, Rn. 161. 
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